
Erklärung des Veranstalters  

über die Freistellung der Behörden von allen Ersatzansprüchen 
 
 
    
              (Ort)                (Datum) 
  
 
  
(Veranstalter) 

 
 
 
 
An den 
Bürgermeister als Ordnungsbehörde 
– Straßenverkehrsbehörde – 
Dreihäuser Straße 17 
 
35085 Ebsdorfergrund 
 
 
 

Erklärung über die Freistellung von Ersatzansprüchen (Veranstaltererklärung) 
 
 

Hinsichtlich der von mir beantragten Veranstaltung 
 

    
 

    
(Bezeichnung und Datum der Veranstaltung) 

 
erkläre ich Folgendes: 
 
1. Mir ist bekannt, dass die Veranstaltung eine Sondernutzung im Sinne der §§ 16, 17 und 17a des Hessischen Straßenge-

setz (HStrG) bzw. des § 8 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) darstellt und ich als Erlaubnisnehmer alle Kosten zu ersetzen 
habe, die dem Träger der Straßenbaulast durch die Sondernutzung entstehen. 

 
2. Mir ist bekannt, dass der Träger der Straßenbaulast und die Straßenverkehrsbehörde keinerlei Gewähr dafür überneh-

men, dass die Straßen samt Zubehör durch die Sondernutzung uneingeschränkt benutzt werden können. Den Träger der 
Straßenbaulast und die Straßenverkehrsbehörde trifft im Rahmen der Sondernutzung keinerlei Haftung wegen Verletzung 
der Verkehrsicherungspflicht. 

 
3. Soweit die zuständigen Behörden aus Anlass der Veranstaltung Aufwendungen für besondere Maßnahmen verlangen 

können, verpflichte ich mich diese zu erstatten. 
 
4. Über den nach der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zu § 29 Abs. 2 Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) für Veranstaltun-

gen vorgeschriebenen Umfang von Haftpflichtversicherungen sowie ggf. notwendigen Unfallversicherungsschutz bin ich 
informiert. Eine Bestätigung zu dem von der Erlaubnisbehörde verlangten Versicherungsschutz stelle ich zur Verfügung 
bzw. habe ich bereits zur Verfügung gestellt. Mir ist bekannt, dass ohne eine solche Bestätigung die Erlaubnis nicht erteilt 
werden kann. 

 
5. Es wird hiermit versichert, dass der Antragsteller die Verantwortung für die ordnungsgemäße Aufstellung der Verkehrszei-

chen sowie die Ab- wieder Einschaltung der Lichtzeichenanlagen übernimmt und die dafür entstehenden Kosten trägt. Er-
eignen sich Verkehrsunfälle, die durch dieses Maßnahmen bedingt sind und mit ihnen in ursächlichem Zusammenhang 
stehen, so wird die Haftpflicht gegenüber dem jeweiligen Träger der Straßenbaulast in vollem Umfang übernommen. 
 

6. Über die gesetzliche Schadenersatzpflicht hinaus verpflichten wir uns, die Wiedergutmachung aller Schäden zu überneh-
men, die - auch ohne eigenes Verschulden von Teilnehmern - durch die Veranstaltung oder aus Anlass ihrer Durchfüh-
rung an den zu benutzenden Straßen einschließlich der Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen sowie an Grundstü-
cken (Flurschäden) entstehen. Sowie aufgrund besonderer landesrechtlicher Vorschriften Kostenersatz für besondere po-
lizeiliche Maßnahmen aus Anlass  der Veranstaltung verlangt werden kann, bleibt dieser Ersatzanspruch unberührt. 

 
 
 
 
…………………………………………..  ……………………………………………………………. 
(Unterschrift)  (Name in Druckschrift oder Stempel) 
 

(Muster gemäß VkBl. 2010 S. 179 und Erlass HMWEVL vom 16.03.2016) 


